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A.
Die Regelung der Konvention bezüglich wissenschaftlicher Forschung an einwilligungsunfähigen Personen

Die sog. Bioethik-Konvention des Europarats v. 4.4.1997 - zur Vermeidung von Mißverständnissen inzwischen umbenannt in `Übereinkommen über Menschenrechte und BiomedizinA - ist nach ihrer erklärten Zweckbestimmung darauf gerichtet, `einen gemeinsamen rechtlichen RahmenA `zum Schutz der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Biologie und MedizinA `im gesamteuropäischen Raum festzulegenA. Sie bekennt sich nach ihrer Präambel wie nach ihren Eingangsartikeln zur Wahrung von Würde und Selbstwert des Menschen auch und gerade gegenüber denjenigen Wissenschaftssparten, die den Traum vom perfekten Menschen in den Vorhof des Menschenmöglichen rücken. Sie will also selbst dem Urdrang nach Erkenntnis und Fortschritt unübersteigbare Grenzen errichten - selbst dort, wo die Erkenntnisgewinne Heilung von schwersten Leiden versprechen. 

Dennoch hält sich die Konvention - unter Zustimmung der Bundesärztekammer - für berechtigt, bei Durchführung ihres strengen Konzepts in einem Teilbereich Konzessionen zu machen: Die beiden sonst allgemein anerkannten Maximen, daß Eingriffe medizinischer Art in der Regel die Einwilligung des Eingriffsbetroffenen als Voraussetzung ihrer Rechtsgemäßheit erfordern und daß sie jedenfalls darauf gerichtet sein müssen, für ihn selbst und seine AGesundheit ... von tatsächlichem und unmittelbarem Nutzen zu sein@, werden von der Konvention ein Stück weit durchbrochen. Denn in Art. 17 Abs. 2 wird die sog. fremdnützige krankheitsbezogene Forschung an einwilligungsunfähigen Personen gestattet. Diese Forschung, die nicht mehr auf einen `unmittelbaren NutzenA zumindest auch für den Betroffenen abzielt, die vielmehr Fernerfolge jenseits seiner Lebenserwartungen anstrebt, soll zulässig sein, wenn u.a. die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: Die vom zuständigen Vertretungsorgan der Versuchsperson schriftlich und fallbezogen erlaubte Forschung darf nicht möglich sein an einwilligungsfähigen Menschen. Ihrem Ziel nach muß sie  `anderen Personen nützen können, welche derselben Altersgruppe angehören oder an derselben Krankheit oder Störung leiden oder sich in demselben Zustand befindenA. Ihren `möglichen RisikenA nach darf sie `nicht im Mißverhältnis zum möglichen Nutzen der ForschungA stehen. Und speziell für den Betroffenen selbst darf sie `nur ein minimales Risiko und eine minimale BelastungA mit sich bringen. 

Dieses Gesetzesvorhaben ist auf heftigste Widerstände gestoßen. Dabei wird unter dem Oberflächenbefund einer entschiedenen Gegnerschaft als Tiefendimension dieser Reaktionen ein elementares Aufbegehren erkennbar, ein Ausbruch von Urangst, wie er selbst bei vergleichbar fragwürdigen legislatorischen Plänen nur selten zu beobachten ist: So haben, um nur eine kurze Skizze zu geben, Fachkreise von Juristen und Medizinern, von Philosophen und Ethikern in Manifesten `schwerste BedenkenA geäußert. Behindertenorganisationen reagierten mit Aufrufen und Protesten. Und über alle Berufe, Ämter und soziale Positionen hinweg, unabhängig auch von allen parteilichen, weltanschaulichen und religiösen Gebundenheiten hat sich der para-plebiszitäre Widerstand von Bürgern in sog. `InitiativenA formiert. Er findet sein Spiegelbild in einem politischen Konsens von geradezu historischer Einmaligkeit. Denn Bundestagsabgeordnete aus der CDU/CSU, aus der SPD und vom Bündnis 90/Die Grünen haben sich zu einem `Bündnis für die MenschenwürdeA zusammengeschlossen, um die Zeichnung und Ratifizierung der Konvention durch die Bundesrepublik zu verschieben. 

B.
Der Diskussionsstand als Ausdruck des Widerstreits zwischen Fortschrittseuphorie und Folgenphobie

I.
Grundsätzliche Fragwürdigkeiten der Konventionsregelung


Tatsächlich widersprechen der Konventionsregelung in ihrer gegenwärtigen Fassung grundsätzliche moralisch-ethische und rechtliche Daten: So widerstreitet es schon elementar einer so breiten wie tiefen sozialmoralischen Grundüberzeugung, wenn ein Mensch - in welchem Umfang auch immer - unabhängig von seinem Willen leiblich-physisch genutzt werden soll zum ausschließlichen Vorteil eines anderen Menschen, solange dieselbe Verfügbarkeit nicht jedermann abverlangt und also als generelle Pflichtigkeit statuiert wird: Seine Instrumentalisierung und Kolonisierung zu ausschließlich fremdem Vorteil führen hier besonders greifbar vor Augen, daß er als Mittel genutzt und damit vom Selbst- zum Fremdzweck verkehrt wird. Vor aller üblichen politisch-populistischen Anrufung der Verfassung und ihrer `WürdeA-Verbürgung und vor aller juristisch-professionellen Kritik an den inkriminierten Regeln der Konvention ist es deshalb wohl dieses intuitive, im positiven Sinne naive Ur- und Tiefenbewußtsein der Population, das die volksweiten Widerstände hervorruft: Gegen die physische Nutzbarmachung gerade des hilflosen Menschen wehrt sich das spontane moralische und rechtliche Denken!

Dem entspricht, daß ganz gleiche Wertungen auch das geltende Recht, namentlich die Verfassung als Basismaximen beherrschen und deshalb gegenüber der Konventionsregelung grundsätzliche weitere Zweifel erwecken. Denn gilt der zum Credo unserer Grundgesetz-Gesellschaft verfestigte Satz, daß `die Menschenwürde ... getroffen (ist), wenn der konkrete Mensch zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur vertretbaren Größe herabgewürdigt wirdA (Dürig), so gilt es für die hier erheblichen Fälle zu sehen: 

Unüberbietbar unmittelbar, weil in der Intensivstform einer leiblich-physischen Nutzung würde hier eine Gruppe von Menschen, die durch persönliche Merkmale definiert ist, zugunsten anderer Menschen verwendet. Unüberbietbar direkt, weil eben mit dem eigenen Körper, würden hier also diese status-qualifizierten Personen - und ausschließlich sie! - instrumentalisiert und `eingesetztA zum Vorteil von Dritten. Ihre Umwandlung vom Subjekt zum Objekt des forschenden Zugriffs, ihre Denaturierung vom Selbst- zum Fremdzweck externer Dritter und kurz also ihre Veränderung vom Absolutum zu einer relativierbaren Größe wären hier folglich theoretisch wie praktisch greifbar verwirklicht. Ebenso greifbar aber wäre mit diesem Umbruch auch die `WürdeA dieser immer aufgrund ihres Status für verfügbar erklärten Menschen berührt. Denn weil und solange man mit diesem hehren Begriff jene generelle Unantastbarkeitszone festlegt, deren Wahrung die gleiche vorbehaltlose Hin- und Annahme jedes Menschen in seiner körperlich-geistigen Kontingenz garantiert, ist dessen Geltungsbereich semantisch wie funktionell offenkundig betroffen. Und weil und solange man daraus das Verbot einer Instrumentalisierung entnimmt, die einzelne Menschen vom Eigen- zum Nutzwert verkehrt, wird ebenso offenkundig sein Schutzauftrag aktuell. 

Die Zulassung fremdnütziger, vom Betroffenen nicht konsentierter Forschungseingriffe steht danach - so mein erster Befund - nicht mit den `StandardsA in Einklang, die sich im deutschen Moral- und Rechtsdenken als verfestigte Überzeugungen und verbindliche Normen ausgeformt haben. Die Konvention bleibt vielmehr weit und grundsätzlich hinter diesen Maximen zurück.

II.
Grundsätzliche Fragwürdigkeiten auch der Gegenbewegung

1.
Die Besorgnis `fundamentalistischerA Wissenschaftsfeindlichkeit
Auch die Gegenfront aber, die jede fremdnützige Forschung an nicht einwilligungsfähigen Menschen ohne Einschränkung ablehnt, verdient keine uneingeschränkte Gefolgschaft. Denn auch dieser Widerstand ist nicht frei von erheblichen Fragwürdigkeiten. So wird er verbreitet und angesichts von Stil und Inhalt seiner Artikulierung kaum ganz zu Unrecht als seinerseits bedrohlich empfunden: Man sieht in ihm Symptome einer `german diseaseA, die dem Trauma der neueren Geschichte der Deutschen entspringe und die die unbefangene, rationale Nutzung der modernen medizinischen Chancen verhindere oder erschwere. Und man sieht hier die um sich greifende Neigung eines neuen Fundamentalismus am Werke, der aus einem Konglomerat von dumpfen, unreflektierten Sorgen und Ängsten in wahrem Kreuzfahrertum gegen den Fortschritt der Wissenschaft anzurennen versucht. 

2.
Die Zweifelhaftigkeit konzessionsloser Versagung fremdnütziger unfreiwilliger Forschung am Menschen
Über diesen Verdacht überspannter Fortschrittsskepsis hinaus erhebt sich vor allem aber der bedrängende Zweifel, ob nicht die bedingungslose Verteidigung eines hehren Sakrosanktheitsprinzips den Menschen eine unverzichtbare Hilfs- und Rettungschance verweigert. Und diese Besorgnis blutleerer Regelwahrung auf Kosten des Lebens drängt sich umso quälender auf, je weiter die Intensität des Eingriffs und der von ihm erhoffte Erfolg divergieren: Soll wirklich, so ist schon aus spontaner Mitmenschlichkeit zu fragen, eine Blutentnahme bei Probanden verwehrt sein, wenn man damit die aussichtsreiche Gelegenheit preisgibt, bei der Erkennung und Behandlung schlimmster Krankheiten und Gebrechen greifbare Fortschritte zu erzielen? Hat man sich nicht - so die Zuspitzung dieser Gretchenfrage der Wissenschaft - moralisch und rechtlich der tragischen Ambivalenz allen Fortschritts zu stellen und den Menschen um des Menschen willen doch zumindest ein Stück weit verfügbar und mithin nutzbar zu machen, namentlich auch den kranken oder infirmen Menschen? 

3.
Die Selektivität der Schutzforderungen
Selbst dann aber - oder richtiger: gerade dann - wenn man gegenüber allen diesen bedrängenden Fragen an der Unverfügbarkeit des Menschen für die medizinische Forschung mit eiserner Unnachgiebigkeit festhält, selbst und gerade auch dann also, wenn man gleichsam mit moralisch zusammengebissenen Zähnen jede fremdnützige zwangsweise Forschung verwirft, stellen sich bohrende weitere Fragen. Sie betreffen die wertungsmäßige Konsistenz und damit die konzeptionelle Schlüssigkeit dieses ethischen Rigorismus der Gegenbewegung. Und sie enthüllen eine auffällige Disharmonie bei der Bewertung des Lebens:

So soll zwar nach den Gegnern der Konvention die Moral- und Rechtsordnung der Gesellschaft alle fremdnützigen, vom Probanden nicht konsentierten Explorationen verwehren - bis hin zur Entnahme von Blut. Durchweg nicht kritisiert, jedenfalls nicht bekämpft, sondern bisweilen sogar mit verständnisvollem Zuspruch gefördert wird bei dieser Kampagne jedoch die Grundhaltung eben derselben Ordnung, die in weitem Umfang die Tötung des ungeborenen Lebens hinnimmt - bis hin zu dem nicht-vitalen, überfeinerten Zweck der Verwirklichung des persönlichen Lebensentwurfs der Eltern. Man bricht hier also mit der eigenen strengen Moral. Man handhabt sie selektiv und deshalb nicht überzeugend. Denn offenkundig werden die obersten Güter des Menschen nicht dadurch gewahrt, daß man sie nur punktuell und in der Auswahl willkürlich jeglicher Fremdverfügung entzieht, daß man im übrigen aber ohne Auflehnung oder Kritik eine weitgehende Steuerung und selbst die Tötung von menschlichem Leben hinnimmt. Die rigorose Verteidigung seiner Unantastbarkeit gerade dort, wo der Mensch die Fähigkeit zur Selbstbestimmung nicht erlangt oder wieder verloren hat, läßt sich deshalb nicht schlüssig und folglich nicht glaubwürdig postulieren, wenn man zugleich diskussions- und kritiklos die wachsende Unwilligkeit der Gesellschaft teilt oder duldet, jeden Menschen ohne Vorbehalt hin- und anzunehmen: Der Schutz des Menschlichen ist nicht teil- und zerlegbar! Ein konsistentes Konzept zur Verteidigung von Selbstbestimmung und `WürdeA des Menschen und ein glaubhafter Protest gegen deren Bedrohung müssen deshalb auch seine vitalen Interessen umschließen: Der in seiner AWürde@ zu schützende Mensch muß zuallererst überleben!

III.
Werteunsicherheit und Orientierungsverlust als gemeinsamer Nenner der antagonistischen Lager
Insgesamt erweist sich die Diskussion über die Konventionsregelung danach als der Ausdruck jenes gegenwartsprägenden Schwankens zwischen Apotheose und Verdammung des Wissenschaftsfortschritts, mit dem eine zugleich begehrliche und ängstliche Zeit namentlich die medizinischen Innovationen begleitet: Weil man immer klarer erfaßt, zumindest erfühlt, daß der Wissenschafts- und Technikerfolg der Defatalisierung des menschlichen Seins indivi​duell wie sozial neue und schwerere Fatalitä​ten begründet, verstrickt man sich in eine zunehmend widersprüchliche Haltung: Man drängt zwar süchtig auf den winkenden Fortschritt. Man befürchtet zugleich aber panisch die Folgen. Man setzt so in obsessi​vem Optimismus auf eine durch Wissenschaft und Technik gemeisterte Zukunft. Man emp​findet deren Bedingungen aber zugleich als Ursache eines Zustands der Ausgeliefertheit und Hilflo​sigkeit, als eine Lage also, in der man den Einzelnen wie die Gesellschaft bis ins Existentielle bedroht sieht. Der Konflikt um die Konventionsregelung ist der konkrete Ausdruck dieses modernen Gefühlswiderstreits: Auf der einen Seite die Bereitschaft zu einem robusten, weder ethisch noch rechtlich abgesicherten Zugriff auf das menschliche Leben, um künftige menschliche Leiden zu mindern; auf der anderen Seite der exaltierte unbeugsame Entschluß zur Versagung selbst einer Entnahme von Blut, um jeden Dammbruch in der Sakrosanktheit des Menschen von vornherein zu verhindern - diese extremen Gegensätze markieren die Gespaltenheit der Gesellschaft zwischen Hoffnung und Furcht, zwischen der Erwartung von Heil oder Apokalypse. Mit beiderseits bestem Gewissen, weil mit beiderseits höchst humanen Motiven stehen sich damit die Gegenspieler in diesem Konflikt in einer die Fundamente berührenden gesellschaftlichen Aporie gegenüber.

C.
Grundsätze zu einer Lösung des Widerstreits zwischen Menschenrettung und Menschennutzung
I.
Die Notwendigkeit einer Harmonisierung der gegensätzlichen Positionen
Die Zerreißprobe für eine Gesellschaft, die um die Konsistenz ihrer moralischen und rechtlichen Basis besorgt ist, liegt offen zutage. Und offenkundig ist auch, daß jedes Scheitern einer beiderseits akzeptablen Lösung die verhängnisvollen Konträrtendenzen einerseits zu permissiver Relativierung des Menschen, andererseits zu seiner rigiden Verabsolutierung weiter verschärft bis hin zu zerrüttenden Fundamentalkontroversen. Umso schärfer stellt sich damit die Frage, ob sich die unerbittliche Konfrontation zweier Lehren, deren jede einen hohen ethischen Anspruch erhebt, nicht aufheben läßt in einer Lösung, die den berechtigten Grundanliegen der einen wie der anderen Seite gerecht wird.

Diese Frage läßt sich - so meine These - mit guten Gründen bejahen: Der Streit läßt sich in einem Kompromiß überwinden, der die berechtigten Grundanliegen beider Lager beachtet. Dieser Kompromiß hat zwar ein grundsätzliches Umdenken zur Bedingung. Doch wird sich zeigen, daß sich dieses Umdenken mehr oder minder unterschwellig schon seit längerem anbahnt und daß sein Ausgangspunkt zeitlos akzeptierten moralischen und rechtlichen Kategorien und Instituten entspricht. 

Der Weg zu dieser Harmonisierung wird deutlich, wenn man vor allen anderen Fragen schärfer als es heute geschieht, das eigentlich Bedenkliche und geradezu Anstößige der geplanten Regelung von fremdnützigen unfreiwilligen Forschungseingriffen am Menschen ermittelt. Denn dann wird eine bislang offenbar nicht erkannte, soweit ersichtlich jedenfalls nirgends in dieser Perspektive gerügte fundamentale Unstimmigkeit offenbar: Es zeigt sich dann, daß die Regelung in ebenso greifbarer wie grundsätzlicher Weise das Gebot der Gleichbehandlung von Gleichem verletzt, daß sie also mit einem Basissatz der Verfassung und insgesamt mit einem Grundprinzip der geltenden Moral- und Rechtsordnung kollidiert.

II.
Die grundsätzliche Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und -unfähigen Menschen bei fremdnützigen Eingriffen als entscheidende Unstimmigkeit der Konvention

1.
Die mangelnde Ersetzbarkeit der fehlenden eigenen Einwilligung des Probanden durch die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters
Die folgende, in drei Klärungsschritten zu vollziehende Analyse macht diesen Defekt manifest:

Wie es geradezu selbstverständlichen Rechtsgrundsätzen entspricht, sieht die Konvention die Einwilligung des Probanden als die grundsätzliche Voraussetzung aller Forschungseingriffe an. Dort jedoch, wo wegen der Eigenart der zu erforschenden Krankheit die Möglichkeit sinnvoller Explorationen nur bei einwilligungsunfähigen Personen besteht, verzichtet sie auf diese kraft Selbstbestimmung geschaffene Rechtfertigung der Forschung am Menschen. Sie macht freilich für solche Eingriffe zur Bedingung, daß die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters erteilt wird. Sie will also durch die Zustimmung der fremden Entscheidungsinstanz die fehlende eigene Einwilligung des Eingriffsbetroffenen kompensieren. 

Diese Kompensationsvorstellung ist jedoch weder  logisch noch sachlich zu halten. Im Gegenteil gilt: 

Prinzipiell anders als beim Heileingriff am Patienten bedeutet die Einwilligung eines Dritten zu fremdnütziger Forschung an persönlich nicht einwilligungsfähigen Menschen schon für sich und als solche einen Akt der Dienst- und Nutzbarmachung dieser Personen! Schon sie nämlich gibt den Betroffenen unabhängig von seinem eigenen Willen für das Forschungsvorhaben frei. Schon sie eröffnet also den fremdnützigen Zugriff auf den Probanden, den dann die Explorationshandlung selbst nur noch ausführt. Diese Indienstnahme des betroffenen Menschen liegt - um nur ein einziges, praktisch längst bedeutsames Beispiel zu nennen - plastisch zutage, wenn etwa die Eltern eine Knochenmarksentnahme bei einem ihrer Kinder gestatten, um das Leben eines anderen ihrer Kinder zu retten: Entgegen allem euphemistischen Reden von einer Knochenmarks-`SpendeA des Kindes und unabhängig von den hier greifbar plausiblen Motiven der Eltern kann kein Zweifel an einer Nutzbarmachung bestehen, die den Betroffenen instrumentalisiert und damit unausweichlich zum Objekt werden läßt.

Daraus folgt als erster klärender Schritt: Die Einwilligung der Betreuungsperson bietet keinen Ersatz für die Einwilligung des Betroffenen selbst. Sie kann deshalb den fremdnützigen Forschungseingriff an ihm nicht legitimieren. Für die Aufopferung fremder Lebensgüter im Interesse von Dritten muß vielmehr dasselbe Rechtsprinzip gelten wie für die Schenkung materieller Güter: Zu solchen Selbstlosigkeiten darf der Betreuer den Betreuten nicht zwingen. Altruismus erfordert Autonomie. Die  Konvention - und in Deutschland die Bundesärztekammer - haben deshalb mit ihrer gegenteiligen Lösung einen verhängnisvollen Mißgriff getan: Sie haben ein für den Heileingriff richtiges Rechtsinstitut in schlichter Mechanik auf den gänzlich anderen Fall der fremdnützigen Intervention übertragen.

2.
Die Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und -unfähigen Menschen als `WürdeA-relevante Unterscheidung zwischen verfügbaren und unverfügbaren Menschen
Mit dem Befund, daß in den Fällen fremdnütziger Forschungseingriffe nur bei eigener Einwilligung des Probanden selbstbestimmte Selbstlosigkeit des Verfügungsbefugten geübt, daß dagegen bei Einwilligung von Sorgepersonen eine fremdbestimmte Inpflichtnahme zugunsten Dritter verübt wird, offenbart sich als weiterer Klärungsschritt das zentrale Bedenken gegen die Konventionsregelung:

Diese Regelung führt in ihrer derzeit vorgelegten Gestaltung zu einer grundsätzlichen, den Kern des Personseins betreffenden Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und nicht einwilligungsfähigen Menschen. Sie unterteilt diese - genauer beschrieben - in unverfügbare und verfügbare Menschen. Denn nur den zur Selbstbestimmung nicht fähigen Menschen unterwirft sie einer medizinisch-wissenschaftlichen Zwangsrekrutierung, der der selbstbestimmungsfähige Mensch niemals und also auch nicht bei gleicher Lage und Eignung unterworfen sein soll.
Vor allem diese letztere, in ihrer hier verfolgten Bedeutung bislang offenbar unbeachtet gebliebene Folge ist in aller augenöffnenden Konkretion zu betonen: Selbst dann, wenn eine Gruppe einwilligungsfähiger Menschen für bestimmte Explorationen die denkbar beste Eignung besäße, und selbst noch dann, wenn sie dank dieser Eignung für die betreffende Forschung eine monopolartige Stellung einnehmen würde, hinge infolge ihrer Andersbehandlung die Möglichkeit eines Eingriffs zwingend von ihrer freien Zustimmung ab. Anders als der nicht einwilligungsfähige Mensch könnten sich diese nicht minder optimalen, aber selbstbestimmten Probanden also völlig beliebig und uneingeschränkt jeder Inanspruchnahme durch die Forschung entziehen! Das aber heißt, daß nach der Konventionsregelung die Fähigkeit oder Unfähigkeit zu selbstbestimmter Entscheidung die Über- oder Unterordnung gegenüber fremden Interessen präjudiziert: Nach ihr entscheidet der Status der bestehenden oder fehlenden Autonomie über Sakrosanktheit oder Verfügbarkeit des einzelnen Menschen. 

Damit führt dieser zweite Klärungsschritt die genannte Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und -unfähigen Forschungsprobanden greifbar vor Augen: Nur die Mitglieder der ersteren Gruppe und also nur die tatsächlich selbstbestimmten Personen würden ohne Einschränkung respektiert als Subjekt, das seinen Wert und seinen Zweck in sich selbst trägt. Dagegen würden die Mitglieder der letzteren Gruppe und also die zur Selbstbestimmung nicht fähigen Menschen mehr oder minder weit als ein Objekt behandelt, das - in welchen Grenzen auch immer - für fremde Zwecke und Interessen eingesetzt werden kann. Die von der Konvention beschworene `AnerkennungA des Menschen als Eigenwert und Selbstzweck würde somit unter Hintanstellung aller Gegeninteressen gewahrt, wo der potentielle Proband seine Entscheidungen selbst zu treffen vermag. Sie würde dagegen bis zur Negierung in Frage gestellt, wo die Forschung auf hilflose Menschen zugreift.

3.
Die Konsequenzen für die tatsächlich gebotene Fragestellung
Mit diesem Befund ist der dritte und letzte Klärungsschritt vorgegeben. Denn erkennt man, daß der entscheidende Einwand gegen die Konventionsregelung in der Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und -unfähigen Personen besteht, so stellt sich die Gesamtproblematik gegenüber den heutigen Diskussionen grundsätzlich anders und umfassender dar: Man muß und darf sich dann nicht in immer zweifelhaftere Argumente versteigen, um dem zwangsweisen Zugriff auf den nicht einwilligungsfähigen Menschen doch noch die scheinbare Rechtfertigung eines Einwilligungssurrogats zu verschaffen. Man hat dann vielmehr gerade entgegengesetzt, nämlich ganz unabhängig von den geistigen Fähigkeiten der potentiellen Probanden die prinzipiellere und weiterreichende Frage zu stellen, ob und wie weit eine unfreiwillige fremdnützige Forschung am Menschen auf dem Boden unserer moralischen und rechtlichen Ordnung überhaupt gedacht werden kann, ob und wie weit sie also nach deren Maximen und Regeln generell gerechtfertigt werden könnte.

III.
Die Gleichbehandlung einwilligungsfähiger und -unfähiger Menschen als Grundlegung aller fremdnützigen Forschung am Menschen

1.
Die soziale Pflichtigkeit als einwilligungsunabhängige mögliche Rechtfertigung von Forschungsinterventionen
Der Antwort auf diese entscheidende Frage nähert man sich, wenn man den einzigen sachlichen Grund ermittelt, der sich für die unfreiwillige fremdnützige Forschung anführen läßt. Und man findet die Antwort, wenn man diesen sachlichen Grund daraufhin überprüft, ob er auch mit den moralischen und rechtlichen Maximen und Regeln der geltenden Ordnung zu vereinbaren ist.

Die naheliegende Überlegung, die auch bei den Verfechtern der Konvention häufig anklingt und die ganz offensichtlich Ahinter@ den gesamten Planungen steht, liegt in der Erwägung einer generellen APflichtigkeit@ der als Probanden geeigneten Menschen: Weil diese mit der Duldung eines wenig belastenden Eingriffs hohe Erkenntnis- und Heilungschancen eröffnen, weil sie damit durch ein geringes eigenes Opfer schwerstes fremdes Leid bannen könnten, drängt es sich auf, sie als `gemeinschaftsgebundenA anzusehen, dieses Opfer als Tribut an gemeinsame Vitalinteressen des Kollektivs zu erbringen. Es spricht also - rechtstechnisch formuliert - vieles dafür, sie als `sozialpflichtigA zu betrachten, durch die Duldung von Eingriffen mit minimaler Belastung dem Wohl der Allgemeinheit zu dienen. 

Die sachliche Schlüssigkeit einer solchen Überlegung liegt auf der Hand: Es geht um nichts anderes als um eine Güterabwägung. Offensichtlich sind aber auch die moralische Vertretbarkeit und die grundsätzliche rechtliche Möglichkeit einer solchen Vorstellung von `SozialpflichtigkeitenA des Menschen nicht in Zweifel zu ziehen: Daß die Gemeinschaft dem Einzelnen Pflichtigkeiten im Interesse des Gesamtwesens aufzuerlegen befugt ist, daß sie häufig dazu gezwungen ist, läßt sich nicht leugnen. Selbstverständliche Institute wie das der allgemeinen Wehrpflicht oder das der Pflicht zur Duldung von Blutentnahmen zur Wahrheitsfindung in fremden Strafverfahren demonstrieren das plastisch - im ersteren Fall bis hin zum staatlichen Zwang selbst zur Aufopferung des eigenen Lebens. Auch die hier verfolgte Inanspruchnahme von geeigneten Forschungsprobanden ließe sich folglich als Konsequenz einer spezifischen Gemeinschaftsgebundenheit solcher Menschen erfassen: Sie ließe sich ohne Inkonsistenzen und namentlich ohne Bruch mit dem gewohnten moralischen und rechtlichen Denken im Spannungsverhältnis von Individuum und Gesellschaft eben als `SozialpflichtigkeitA des Duldungspflichtigen deuten. 

Mit diesem grundsätzlich anderen Ansatz tritt zunächst die Unrichtigkeit der Lösung der Konvention noch klarer hervor. Zugleich aber werden auch die in sich konsistenten Lösungsalternativen deutlich:

Gerade die Anknüpfung an diese `SozialpflichtigkeitA erlaubt nicht die skizzierte, von der Konvention verfolgte Ungleichbehandlung von einwilligungsfähigen und -unfähigen Personen. Im Gegenteil macht sie als der tragende Rechtfertigungsgrund für den aufgezwungenen Eingriff die bare Willkürlichkeit dieser Differenzierung bis zur Anstößigkeit offenbar. Denn eben als `PflichtigkeitA träfe dieser Duldungszwang in dem Umfang, in dem ihn die geltende Ordnung bejaht, den Pflichtigen unabhängig von seinem Willen und mithin auch unabhängig von seiner Fähigkeit oder Unfähigkeit zur Einwilligung in den Eingriff. Sie träfe ihn, wird sie anerkannt, allein aufgrund seiner Tauglichkeit zum Probanden. Und sie träfe folglich jeden als Probanden geeigneten Menschen.

Immer als Gebundenheit, die vom Willen des Gebundenen schon logisch-begrifflich nicht abhängig sein kann, bestände diese Pflichtigkeit danach bei den zur Selbstbestimmung nicht fähigen Menschen ganz unabhängig von einem der soviel diskutierten Einwilligungssurrogate, ganz unabhängig namentlich also von der Einwilligung eines Vertreters oder Betreuers. Die Pflichtigkeit bestände hier aus den gleichen Gründen aber insbesondere auch beim zur Selbstbestimmung fähigen Menschen. Denn auch der Einwilligungsfähige wäre, ist seine Eignung für die Exploration zu bejahen, eben schon kraft seiner Pflichtigkeit und also immer gerade unabhängig von seinem Willen zur Duldung solcher Maßnahmen zur Förderung des Gemeinwohls gezwungen. Er dürfte sich also - immer entgegen der Konvention - dem fremdnützigen Forschungseingriff keineswegs nach freiem Belieben entziehen. Vielmehr würde ihn exakt dieselbe Gebundenheit treffen, die die Kommission der nicht einwilligungsfähigen Person auferlegt.

2.
Der Ausschluß oder die willensunabhängige Zulassung fremdnütziger Forschung am Menschen als Lösungsalternativen
Aus alldem folgt weiter: Trägt dieses Gegenkonzept, so ergibt sich aus ihm zugleich auch die angekündigte Harmonisierung der beiden je für sich bestgemeinten, gleichwohl bis zum Glaubenskampf getriebenen Haltungen zur fremdnützigen medizinischen Forschung am Menschen:

Das, was das eine Lager um der winkenden Fortschritte willen mehr oder minder skrupulös propagiert, was dagegen das andere Lager um der Wahrung der `WürdeA willen geradezu als Skandalon ablehnt, ist problematisch nicht schon abstrakt als Inpflichtnahme zu Explorationen, die auf Fremd- und Fernerfolge gerichtet sind. Konkreter: Die Pflicht zur Duldung von Blutentnahmen oder vergleichbar minimalen Interventionen verletzt in der Tat nicht schon für sich die `WürdeA des Menschen! Insoweit ist den Anhängern der Konvention in ihrem Grundanliegen kein ethischer oder rechtlicher Vorwurf zu machen.

Bis hin zum schwersten Einwand einer Gefährdung der menschlichen `WürdeA ist jedoch ihre Differenzierung zwischen einwilligungsfähigen und -unfähigen Versuchspersonen zu kritisieren. Konkret begegnet es fundamentalen Bedenken, wenn gesellschaftsnützige Forschungsinterventionen von auch nur geringem Gewicht ausschließlich Menschen abverlangt werden, die nicht willens- und deshalb nicht verteidigungsfähig sind, wenn eine Gesellschaft also nur ihr wehrloses Mitglied zwangsweiser physischer Nutzung preisgibt. Verfehlt und in den Folgen fatal ist deshalb grundsätzlich nur die Ungleichbehandlung, die sich hier als Unterscheidung zwischen unverfügbaren und verfügbaren Menschen, mithin als Differenzierung zwischen menschlichen Subjekten und Objekten darstellt und die diese Differenzierung anknüpft an den geistigen Status des Menschen. Insoweit ist das Grundanliegen der Gegner der Konvention berechtigt.

Diese Ungleichbehandlung als der entscheidende Makel der Konventionsregelung ist jedoch ohne gedankliche Unstimmigkeiten und namentlich auch ohne Bruch mit moralischen und rechtlichen Grundprinzipien zu beheben. Und die beiden hier möglichen Alternativen dieser Harmonisierung weisen zugleich die beiden möglichen Lösungswege, die die geltende Ordnung - immer moralisch wie rechtlich - eröffnet:

Entweder - so die 1. Alternative - hält man fest an dem Vorrang der Selbstbestimmung vor jeder Inpflichtnahme eines Menschen zu fremdnütziger medizinischer Forschung. Dann bleibt es bei der Notwendigkeit seiner eigenen, höchstpersönlichen Einwilligung zu dem Eingriff. Und diese Einwilligung durch den Betroffenen selbst ist dann auch nicht durch die ihrerseits schon instrumentalisierende Fremdeinwilligung einer Vertretungs- oder Betreuungsinstanz zu ersetzen. Dann aber ist auch der nicht einwilligungsfähige Mensch nach denselben Maßstäben zu behandeln. Er scheidet also als Versuchsperson für fremdnützige Forschungseingriffe aus - ganz wie nach der Konventionsregelung der einwilligungsfähige Mensch, der keine Einwilligung zu erklären bereit ist. 

Oder aber - so die 2. Alternative - man bejaht in zu fixierenden Grenzen den Vorrang des Gemeininteresses vor dem absoluten Integritätsinteresse des Einzelnen. Dann erkennt man eine entsprechende `SozialpflichtigkeitA der als Probanden geeigneten Menschen an. Und allein diese Eignung, nicht mehr dagegen ein wie immer artikulierter Wille, stellt dann das entscheidende Kriterium dar. Dann aber ist nunmehr auch der einwilligungsfähige Mensch nach diesen veränderten Maßstäben zu behandeln. Er steht grundsätzlich also als `sozialpflichtigerA Proband für die zugelassenen Eingriffe zur Verfügung - ganz wie nach der Konventionsregelung der nichteinwilligungsfähige hilflose Mensch. 

3.
Die Generalisierung der Pflichtigkeit als Garant gegen Mißbrauch
Die Wahl dieser letzteren Alternative, die wissenschaftlichen Fortschritt und damit die Linderung und Verdrängung von Leiden verspricht, mag ein grundsätzliches Umdenken fordern. Zu erinnern bleibt jedoch daran, daß man dieses Umdenken ausweislich der Konventionsregelung gegenüber dem hilflosen Menschen offensichtlich schon weithin eingeübt hat und daß es anerkannten moralischen Kategorien und rechtlichen Instituten der geltenden Ordnung entspricht. 

Die Wahl der letzteren Alternative mag ferner auch deshalb auf Anhieb abschreckend wirken, weil man die allseits beschworenen Folgen des moral- und rechtsumstürzenden `ersten SchrittsA zur Instrumentalisierung und Kolonisierung des Menschen befürchtet. Wohl zu beachten ist aber, daß sie im Vergleich zu allen anderen Begrenzungsversuchen, namentlich im Vergleich zu den deutungsoffenen Termini des Aminimalen Risikos@ und der Aminimalen Belastung@ die Gefahr unbegrenzter Folgeschritte in der denkbar wirksamsten Weise bannt:
Die Erstreckung einer solchen `SozialpflichtigkeitA über den Kreis der nicht selbstbestimmten Personen hinaus auf alle Personen wird aus sachlichen Gründen die sicherste Gewähr dafür bieten, daß man die derzeit nur begrifflich fixierten und deshalb gegenüber entschlossenem Forschungselan eher ungesicherten Grenzen der `minimalen@ Eingriffe nicht überschreitet. Denn die Gleichheit der Inpflichtnahme aller Menschen wehrt dem Mißbrauch durch die gesunden Gegenkräfte von Egoismus und natürlicher Bedachtheit auf Selbstschutz: Sie wird mit der Mobilisierung dieser Gegenmotive die größtmögliche Garantie dafür bieten, daß man auch dem fremdbestimmten hilflosen Menschen nicht mehr an Sozialopfern abverlangt als man dem selbstbestimmten wehrhaften Menschen, und d.h.: als man sich selbst und seinen Nächsten zuzumuten bereit ist. 

Wie immer man aber in dieser Frage entscheidet: Die Lösung des schicksalhaften Problems der Menschenrettung durch Menschennutzung, die gegenwärtig die Konvention propagiert und die sich die Bundesärztekammer zu eigen gemacht hat, scheidet auf dem Boden der geltenden Moral- und Rechtsordnung aus. Denn eine Inpflichtnahme des Einzelnen für die Gemeinschaft, die diese Gemeinschaft für ihre selbstbestimmten Mitglieder in geradezu naturrechtlicher Überzeugtheit verwirft, die sie dagegen von ihren nicht selbstbestimmungsfähigen Mitgliedern als Asozialpflichtigkeits@-begründeten Zwangstribut fordert, denaturiert die Gruppe der willen- und wehrlosen Menschen zur bloßen Ressource für die gesunde Population. Sie schafft eine Diskriminierung, die nach ihrer Art wie nach ihrer Schwere die Schutzzone der menschlichen `WürdeA berührt. Für eine Gesellschaft, die auf Konsistenz ihrer moralischen und rechtlichen Basis bedacht ist, die also ihre `ZivilitätA sichern will, ist deshalb die Wahl zwischen den hier aufgezeigten Alternativen kaum zu umgehen. 

